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Kollege Deppe bereits ausgeführt – um etwas ganz 
anderes geht. 

Das zeigt sich auch daran, dass das Thema der in-
vasiven Arten von vielen AfD-Fraktionen aufgegriffen 
wird. Das scheint ein Lieblingsthema von Ihnen zu 
sein. In Wirklichkeit geht es Ihnen nur darum, frem-
denfeindlich agieren zu können. 

Folgendes gibt mir in dem Zusammenhang zu den-
ken: Ich habe mir Ihren ersten Antrag aus dem Jahr 
2018 noch einmal angeguckt. Daran kann man die 
Entwicklung Ihrer Partei im Vergleich gut ablesen. 
Der erste Antrag war in der Wortwahl noch deutlich, 
deutlich, deutlich gemäßigter. Dieser Antrag zeigt, 
dass Sie sich radikalisiert haben, wie sich Ihre Partei 
insgesamt radikalisiert hat. Es ist schade, dass Sie 
hier in den Landtag invadiert sind. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU und von 
Dr. Werner Pfeil [FDP]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rüße. – Als nächste Rednerin hat 
für die Landesregierung in Vertretung für Frau Minis-
terin Heinen-Esser Frau Ministerin Pfeiffer-Poensgen 
das Wort. Bitte sehr, Frau Ministerin. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Der Weltbiodiversitätsrat hat 
am 6. Mai in Paris in seiner globalen Gesamtüber-
sicht zum Zustand der biologischen Vielfalt bestätigt, 
dass die gezielte Einführung oder die unbeabsich-
tigte Einschleppung von gebietsfremden Tier- und 
Pflanzenarten weltweit eine erhebliche Gefähr-
dungsursache für die einheimische Fauna und Flora 
darstellt.  

Aus diesem Grund gibt es seit 2015 die in allen Mit-
gliedsstaaten unmittelbar geltende europäische Ver-
ordnung zum Schutz gegen invasive gebietsfremde 
Arten. Diese Verordnung ist neben der Vogelschutz-
richtlinie und der Richtlinie zum Schutz von Flora, 
Fauna und Habitat ein weiteres zentrales Rechtsin-
strument für die Erhaltung der Biodiversität. 

Die Umsetzung dieser Verordnung wird auf allen 
Ebenen unseres Staates wahrgenommen. Wir benö-
tigen hier also wirklich keinen Aktionismus, sondern 
ein Vorgehen mit Augenmaß. 

Für die weitverbreiteten Arten sind von den Behör-
den sogenannte Managementmaßnahmen nach Art. 
19 der Verordnung erarbeitet worden, die auch eine 
Kosten-Nutzen-Analyse und die Auswirkungen auf 
Nichtzielarten in den Blick nehmen, um aus natur-
schutzfachlicher Sicht eine Prioritätensetzung zu er-
reichen. 

Des Weiteren bedarf es keines Anreizsystems für Jä-
gerinnen und Jäger zur verstärkten Bejagung invasi-
ver Neozoen. Einige der auf der Unionsliste stehen-
den Arten wie Waschbär, Marder, Hund und Nilgans 
sind bereits heute jagdbare Arten in Nordrhein-West-
falen. Das gilt auch für Bisam und Nutria. 

Bei anderen Wirbeltierarten muss für eine Entschei-
dung zugunsten tödlicher Maßnahmen gemäß § 17 
Nr. 1 Tierschutzgesetz ein vernünftiger Grund vorlie-
gen. Ob ein solcher Grund vorliegt, ist anhand einer 
Güter- und Interessensabwägung im Einzelfall zu 
prüfen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Pfeiffer-Poensgen. – Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen zu diesem 
Tagesordnungspunkt nicht vor, sodass wir am 
Schluss der Aussprache sind und zur Abstimmung 
kommen können. 

Wir stimmen über die Empfehlung des Ältestenrates 
ab, den Antrag Drucksache 17/7906 an den Aus-
schuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz – federführend – sowie an den 
Verkehrsausschuss zu überweisen. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen dann im fe-
derführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfol-
gen. Ist jemand gegen diese Überweisungsempfeh-
lung? – Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
auch nicht der Fall. Dann stelle ich die einstimmige 
Überweisung dieses Antrags fest.  

Ich rufe auf: 

5 Gesetz zur Änderung des Fachhochschulge-
setzes öffentlicher Dienst und weiterer Ge-
setze 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/7320 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 17/7931 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich darauf verständigt, die Reden  zu diesem Tages-
ordnungspunkt zu Protokoll zu geben. (siehe An-
lage 1).  

Wir können nunmehr unmittelbar zur Abstimmung 
kommen. Der Innenausschuss empfiehlt in Drucksa-
che 17/7931, den Gesetzentwurf Drucksache 
17/7320 in der Fassung der Beschlüsse des Aus-
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schusses anzunehmen. Somit lasse ich nun abstim-
men über die Beschlussempfehlung Drucksache 
17/7931 und nicht über den Gesetzentwurf. Ich darf 
fragen, wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen 
möchte. – Das sind die Abgeordneten der Fraktion 
der CDU, der Fraktion der FDP, der Fraktion der AfD 
sowie der fraktionslose Abgeordnete Langguth. – 
Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Bei Ent-
haltung der Fraktion der SPD und der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen ist damit der Gesetzentwurf 
Drucksache 17/7320 in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen und in 
zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

6 Gesetz zur Erhöhung der Transparenz von 
Veranstaltergemeinschaften des lokalen Hör-
funks (Lokalhörfunk-Transparenzgesetz NRW) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/7907 

erste Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich darauf verständigt, die Reden  auch zu diesem 
Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu geben. (siehe 
Anlage 2).  

Damit sind wir unmittelbar bei der Abstimmung. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 17/7907 an den Ausschuss 
für Kultur und Medien. Ich darf fragen, ob es Ge-
genstimmen zu dieser Überweisungsempfehlung 
gibt. – Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? – Dann 
ist diese Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

7 Umsetzungsgesetz zum Dritten Staatsvertrag 
zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrages 
in Nordrhein-Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/6611 – Neudruck 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 17/7932 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Abgeordneten Hagemeier das 
Wort. 

Daniel Hagemeier (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Heute 
steht das Umsetzungsgesetz zum Dritten Staatsver-
trag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrages in 
Nordrhein-Westfalen zur Abstimmung. 

Die Regulierung des Glücksspiels ist ein Thema, das 
politisch über Jahre begleitet wurde und auch noch 
weiter begleitet werden muss. Über den vorliegen-
den Gesetzentwurf haben wir in mehreren Aus-
schusssitzungen diskutiert – meistens konstruktiv, 
wie ich an dieser Stelle positiv erwähnen möchte – 
und am 26. September im Rahmen einer Experten-
anhörung externen Sachverstand zurate gezogen. 

Hinweise aus der Anhörung haben wir im Ände-
rungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP auf-
gegriffen und einige Klarstellungen vorgenommen. 
Insbesondere die Kompetenz für die Bekämpfung 
von Geldwäsche verbleibt weiterhin bei den Bezirks-
regierungen.  

Die Landesregierung geht das Problem der Geldwä-
sche mit Entschlossenheit an und möchte dafür die 
optimalen Voraussetzungen schaffen. Erfreulicher-
weise ist der Änderungsantrag einstimmig angenom-
men worden und in den Gesetzentwurf eingeflossen. 

Ein weiteres uns – und auch mir persönlich – wichti-
ges Thema ist der Spielerschutz. Ein effektiver und 
kohärenter Spielerschutz ist der Ausgangspunkt un-
serer Arbeit im Bereich der Glücksspielregulierung. 
Deswegen ist mit den vorliegenden Regelungen der 
Schutz Minderjähriger und Suchtgefährdeter auch 
weiterhin gewährleistet. 

Wir sind insbesondere Frau Ilona Füchtenschnieder, 
der Leiterin der Landeskoordinierungsstelle Glücks-
spielsucht, für ihre Hinweise in der Anhörung dank-
bar, die sicherlich in unsere weitere Arbeit einfließen 
werden. 

Zurück zu den Grundlagen: Basis der Regulierung 
des Glücksspielwesens ist derzeit ein Staatsver-
tragsentwurf zum Glücksspielwesen in Deutschland. 
Dieser Staatsvertrag ist bis zum 30. Juni 2021 befris-
tet. Nach § 10a Glücksspielstaatsvertrag können 
derzeit im Rahmen einer befristeten Experimentier-
klausel länderübergreifend gültige Konzessionen für 
das Anbieten von Sportwetten erteilt werden. Der 
Staatsvertrag kann jedoch an dieser Stelle nicht um-
gesetzt werden.  

Daher sieht der Änderungsantrag im Wesentlichen 
vor, dass die Kontingentierung der Sportwettenkon-
zessionen auf 20 für die Dauer der Experimentier-
phase aufgehoben wird. Art. 2 des Ausführungsge-
setzes enthält die erforderlichen Änderungen. Neben 
Änderungen, die sich aus Vergaben der Rechtspre-
chung ergeben, müssen insbesondere die Erlaubnis-
voraussetzungen für die Wettvermittlungsstellen an 
die geänderte Rechtslage angepasst werden. Sie äh-
nelt nunmehr derjenigen für Spielhallen. 
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